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Niederländische Lohnpolitik

Wohl kein Land der freien Welt hat in so
starkem Maße lohnpolitische Instrumente ent-
wickelt wie die Niederlande. Kurz nach dem
Kriege kamen die Regierung und die in der
Stiftung der Arbeit zusammenarbeitenden So-
zialpartner überein, daß die Lohnentwicklung
zunächst mit der Steigung der Kosten für den
Lebensunterhalt parallel laufen sollte, wobei
als Mindestlohn für ungeschulte Arbeiter der
Preis des auf Karten erhältlichen Textil- und
Lebensmittelpaketes zuzüglich der kontrollier-
ten Miet- und entsprechender Kosten, wie die
für Sozialversicherung, angenommen wurde.
Zusätzliche Verdienste konnten nur durch Über-
stunden und Akkordeinnahmen entstehen.

Hierdurch und im Verlauf verschiedener all-
gemeiner Lohnrunden fand eine weitgehende
Angleichung der Einkommen in den verschie-
denen Wirtschaftszweigen und Ortsgruppen
statt. Da außerdem das Kindergeld und die
Sozialversicherung eine immer größere Rolle
spielten, hatte dieses System, bei dem keine
Änderungen der Tarifverträge ohne Geneh-
migung der staatlichen Schlichter stattfinden
konnten, die Folge, daß eine starke Nivellie-
rung zwischen den Einkommen der verschie-
denen Wirtschaftszweige stattfand. Preiskon-
trolle und Dividendenstopp sorgten dafür, daß
in gewissem Sinne von einer Einkommens-
politik gesprochen werden konnte.

In den fünfziger Jahren fand nicht nur
eine Lockerung der Kontrollmaßnahmen au-
ßerhalb des Lohnsektors statt. Durch Anpas-
sung der Lohnsätze zahlreicher Wirtschafts-
zweige auf Grundlage von Arbeitsplatzbewer-
tung versuchten oft Arbeitgeber . und Gewerk-
schaften gemeinsam, zusätzliche Erhöhungen
der Ecklöhne für ihre Industrie zu erreichen.
Dies wurde besonders aktuell, als das allge-
meine Wachstum reelle Lohnverbesserungen in
größerem Maße möglich machte und ihr Um-
fang schließlich von der Produktivitätsent-
wicklung im betreffenden Wirtschaftszweig ab-
hängig gemacht wurde.

Da nun einmal eine Anzahl von Branchen
(namentlich jene, die einen Dienstleistungs-
charakter haben wie z. B. Transport und
Bauwirtschaft) eine geringere Zuwachsrate der
Produktivität ausweist als neue Industrien wie
Chemie und Elektronica, machte sich sehr bald
die Tatsache bemerkbar, daß Wirtschafts-
zweige, die für die Gesamtentwicklung von
fundamentaler Bedeutung sind, auf dem Ar-
beitsmarkt, besonders bei der Anwerbung jun-
ger Arbeiter, ins Hintertreffen kamen. Dies
wirkte sich vor allem dort aus, wo die
Schwere der Arbeit und andere Umstände, z. B.
die Witterungseinflüsse im Bau, eher eine Prä-

mie gegenüber beschützten Arbeitsplätzen in
schnell wachsenden modernen Fabriken erfor-
derten.

Unter diesen Umständen ist es nicht ver-
wunderlich, daß trotz der im Gesetz vorge-
sehenen Möglichkeit, Arbeitgeber, die höhere
als von den Schlichtern genehmigte Löhne
zahlen, strafrechtlich zu verfolgen, in wach-
sendem Maße sogenannte „schwarze Löhne"
zugestanden wurden. Natürlich schwankten
diese zusätzlichen Einkommen je nach der
Konjunktur oft erheblich, wie das ja auch in
Ländern mit Tarifautonomie bei übertarif-
lichen Vergütungen der Fall ist.

Waren die schwarzen Löhne zunächst auf
gewisse Branchen und Betriebe beschränkt, so
nahmen sie im Laufe der Jahre erheblich grö-
ßeren Umfang an, während sich gleichzeitig
noch andere Folgen der lohnpolitischen Situa-
tion bemerkbar machten.

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß
die niederländische Lohnpolitik lange Zeit dazu
beigetragen hat, daß eine gleichmäßigere
Verteilung der Arbeitereinkommen stattfand,
daß neben den Löhnen auch die Preise ver-
hältnismäßig niedrig gehalten werden konn-
ten und hierdurch zusammen mit der Ver-
besserung der sozialen Sicherheit — u. a. all-
gemeine Alterspension mit gleichen Renten für
jeden, 80 bis 100 vH Krankengeld bis zu min-
destens einem Jahr — und einer Mietpolitik,
bei der jede Erhöhung durch Lohnkompensa-
tion ausgeglichen wurde, lange Zeit eine breit
gestreute Steigerung der Kaufkraft auftrat.
Gleichzeitig wurden die Produktionskosten ver-
hältnismäßig niedrig gehalten, so daß die im
Vergleich zu Ländern wie die BR, Belgien,
Frankreich, England die junge Industrie in
einem Land, das etwa 50 vH seines Sozial-
produkts ausführen muß, auf den Weltmärk-
ten konkurrenzfähig blieb. So hatte die Lohn-
politik in der ersten Nachkriegsperiode für
den Spezialfall Niederlande trotz aller Durch-
löcherungen zweifellos im Hinblick auf eine
gleichmäßigere Verteilung des „Lohnfonds",
der Sicherung der Vollbeschäftigung und der
Industrialisierung, die schon im Hinblick auf
die außerordentlich große Bevölkerungszu-
nahme unerläßlich war, große Verdienste.

Doch zeigte sich je länger, je mehr, daß die
veränderten Verhältnisse ein Festhalten an dem
ursprünglichen System unmöglich machten. Im
Zeichen der europäischen Hochkonjunktur wa-
ren viele Unternehmer bereit, weit über Tarif
zu bezahlen, wenn sie nur genug Arbeits-
kräfte bekamen. Die Gewerkschaften bekamen
die Folgen einer Situation zu spüren, in der
vertragliche Lohnerhöhungen oft hinter den
Effektivlöhnen zurückblieben. Mit der wach-
senden europäischen Zusammenarbeit und der
vor allem durch die Sozialverordnungen der
EWG erhöhten Mobilität der Arbeiter übten
die Nachbarländer eine große Saugkraft auf
dem niederländischen Arbeitsmarkt aus, wäh-

371



rend das verhältnismäßig niedrige holländische
Lohnniveau zur Folge hatte, daß z. B. ita-
lienische Gastarbeiter nur in sehr geringem
Maße angeworben werden konnten; sie konn-
ten in der BR, der Schweiz und in Frank-
reich, mitunter sogar in Mailand bessere Löhne
unter einem freundlicheren Himmel bei bil-
ligem Wein bekommen.

1963 wurde es deutlich, daß man zu spät
diesen „Europa-Effekt" erkannt hatte. Die
steigende Spannung äußerte sich in einigen
wilden Streiks. Verschiedene große Betriebe
erklärten, daß sie autonom zu Lohnerhöhun-
gen übergehen würden, und die Gewerkschaf-
ten verlangten, daß entscheidende Schritte zur
Anpassung des holländischen Lohnniveaus an
den europäischen Standard unternommen wür-
den. Unter diesen Umständen kann es nicht
überraschen, daß 1964 als das Jahr der „Lohn-
explosion" in die soziale Geschichte eingegan-
gen ist. Neben einer Richtzahl von 10 vH Er-
höhung der Tariflöhne, wurde zum erstenmal
ein Minimumlohn von hfl. 100 je Woche ein-
geführt, was für eine Anzahl Arbeitnehmer
Verbesserungen von 20 vH und mehr bedeu-
tete, außerdem war ein neuer Mietzuschlag
fällig. Zusammen mit anderen Lastenerhöhun-
gen kalkulierte das Planbüro die totale Stei-
gung der Lohnkosten auf beinahe 17 vH.

Trotz dieser „Explosion", die die Folge war
von einem zu langen Festhalten an einem zu
niedrigen Lohnstandard, stiegen 1964 die Le-
benshaltungskosten nur um 5,5 vH, wovon
lediglich ein Drittel auf die Lohnkostenstei-
gung zurückzuführen ist; der Rest geht auf
Miet- und Umsatzsteuer-Erhöhungen, steigende
Einfuhrkosten und ähnliche Einflüsse zurück.

Auch in den folgenden Jahren war es
eine ganze Reihe von Faktoren, die weitere
Lohn- und Preiserhöhungen auslösten, und
denen gegenüber im Grunde jeder Dirigismus
machtlos war. So stellte im Herbst 1966 der
Sozial-Ökonomische Rat, in dem die Sozial-
partner und Wirtschaftswissenschaftler zu je
einem Drittel vertreten sind, fest, daß die
Preissteigerungen der letzten Jahre weitgehend
von außen in die holländische Wirtschaft im-
portiert wurden. Auch löste die Lohnexplosion
eine Investierungswelle aus, da die Industrie
nun in steigendem Maße gezwungen wurde,
mit Produktivität anstatt mit verhältnismäßig
geringen Löhnen zu konkurrieren. In dieselbe
Periode fiel eine expansive Baupolitik, wo-
durch allein der Wohnungsbau in zwei Jah-
ren um etwa 50 vH erhöht wurde, was na-
türlich den durch die industriellen Investie-
rungen schon ausgelösten Druck außerordent-
lich verstärkte. Schließlich und endlich hatte
die Regierung 1964 eine weitgehende Sen-
kung der Einkommensteuer in zwei Etappen
zugestanden, eine Maßnahme, die allen mo-
dernen Wirtschaftstheorien ins Gesicht schlug,
da sie auf der Spitze der Hochkonjunktur
einen neuen Beitrag zur Überhitzung bedeuten
mußte.

So kann man nur zu der Schlußfolgerung
kommen, daß die Überhitzung der holländi-
schen Wirtschaft und die damit zusammenhän-
gende Lohn- und Preisentwicklung die Folge
einer Reihe von Einflüssen ist, wobei vor allem
die Versäumnisse einer rechtzeitigen Anpas-
sung der Löhne an den europäischen Standard
und die Notwendigkeit, den zwischen 1958
und 1962 bewußt gestoppten Wohnungsbau
plötzlich mit großen Sprüngen den Erforder-
nissen eines dynamisch wachsenden Volkes ge-
recht werden zu lassen, zu Spannungen geführt
haben, die nur bei einer besser geplanten und
vorausschauenden Politik hätten vermieden
werden können.

Daneben hat diese Entwicklung gezeigt, wie
recht ein Beobachter von Übersee hatte, als er
meinte, daß eine einseitig auf Lohnbeherr-
schung gerichtete Politik nur dann wirksam
ist, wenn man sie nicht braucht, nämlich in
der Rezession, daß sie aber in der Hochkon-
junktur derart durchlöchert wird, daß sie zu
einer Illusion wird. Ähnlich äußert sich der
frühere Vorsitzende der Wirtschaftsberater von
Präsident Kennedy und Johnson, Professor
Walter W. Heller, wenn er erklärt, daß man
nicht erwarten kann, daß in einer überhitzten
Wirtschaft Lohn- und Preisrichtlinien die not-
wendige Stabilisierung zustande bringen kön-
nen. Dazu ist mehr nötig, z. B. eine schnelle
Reaktion mit steuertechnischen Instrumenten
und auch die Einsicht, daß ein zu schnelles
Wachstum des Ausstoßes von Kapitalgütern
zu Inflation und Überkapazität führen kann.

Worum es also im Grunde geht, ist die Ein-
sicht, daß das wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Geschehen zu vielseitig ist, um es vor-
nehmlich mit einer noch so perfekt ausgearbei-
teten Lohnpolitik zu beherrschen. Allzuoft
scheint man zu vergessen, daß das einzige
„Naturgesetz", das es vielleicht in der Öko-
nomie gibt, das von Angebot und Nachfrage
ist, weil das Wasser nun einmal nur bergab
fließt.

Will man die Folgen dieses „Gesetzes" ver-
meiden, dann muß man eine der beiden Kom-
ponenten beeinflussen, aber nicht den Preis —
in diesem Fall die Löhne —, der ihr gegensei-
tiges Verhältnis zur Folge hat. Darum sind ne-
ben diszipliniertem Auftreten nicht nur der
Gewerkschaften steuerliche Maßnahmen wich-
tig, wenn sie schnell den Umständen angepaßt
werden können. Gegebenenfalls muß man zu
höherem Angebot durch größere Einfuhr oder
zu Verringerung der Nachfrage durch direkte
Kontrollen z. B. des Baumarktes, wie in Eng-
land und Holland, übergehen.

Auf die Dauer wird eine Wirtschaftsexpan-
sion, die stets hohe Investierungen im öffent-
lichen und privaten Sektor erfordert, ohne
vermögensbildende Maßnahmen für das ganze
Volk nicht möglich sein. Dabei wird immer
mehr das Schwergewicht auf Gemeinschafts-
Investierungen fallen müssen, wenn wir un-
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sere „halb-fertige Gesellschaft", wie Heller es
formuliert, zu einer echten sozialen Demo-
kratie entwickeln wollen. Darum haben sich
auch die zusammenarbeitenden drei niederlän-
dischen Gewerkschaftsbünde auf den Stand-
punkt gestellt, daß eine einseitige Lohnpolitik
alten Stils, wie sie heute in vielen Ländern
propagiert wird, außer in Notsituationen keine
ausreichende Lösung für die Probleme unserer
Wirtschaft und Gesellschaft bietet. Dafür sind
ihrer Ansicht nach Planung auf längere Sicht,
Koordinierung der Finanzierung an Hand von
Prioritäten, Reform der Unternehmungen mit
mehr Mitbestimmung, mehr Freiheit der So-
zialpartner und Teilnahme der Arbeitnehmer
an den neuen Investierungen in der einen oder
anderen Form unabdingbare Voraussetzungen.

Dr. Heinz Umrath, Amsterdam
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